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DER WEG ZUR PAULSKIRCHE 
Versammlungen, Demonstrationen und Straßenkämpfe haben bisher den Gang der Revolution bestimmt. 
Angesichts der erreichten Erfolge soll jedoch nun nach dem Willen der bürgerlich-liberalen Mehrheit und auch 
vieler Demokraten der Weg parlamentarisch legitimierter Reformen beschritten werden. Eine 
Nationalversammlung ausarbeiten und eine regierungsfähige Zentralgewalt errichten. 
Am 5. März 1848 versammeln sich in Heidelberg führende Liberale und Demokraten Süd- und 
Westdeutschlands und erklären die Einberufung einer Nationalversammlung für unaufschiebbar. Zwar wenden 
sie sich mit ihrem Appell an die bestehenden Regierungen, ernennen aber dann selbst einen Siebenausschuss 
zur Vorbereitung und Wahl der Nationalversammlung. Damit ist ein erstes revolutionäres Organ geschaffen. 
Der Siebenerausschuss lädt alle „früheren oder gegenwärtigen Ständemitglieder und Teilnehmer an 
Gesetzgebenden Versammlungen in allen deutschen Landen“ und darüber hinaus eine Anzahl weiterer 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens zu einem „Vorparlament“ nach Frankfurt. Am 30. März ziehen 500 
Männer in die Paulskirche ein. 
In dieser revolutionären Versammlung sind die einzelnen deutschen Staaten unterschiedlich stark vertreten. 
Ein festes Programm besitzt nur die Minderheit der demokratischen Linken unter der Führung Gustav von 
Stuves. Sie fordern die Errichtung einer föderativen Republik und die sofortige Übernahme der revolutionären 
Vollzugsgewalt durch das Vorparlament. Von solchen Forderungen ist die Mehrheit weit entfernt: sie will die 
politische Neuordnung durch eine Vereinbarung mit den Fürsten erreichen. Mit dieser Haltung, die später auch 
von der Mehrheit der Nationalversammlung vertreten wird, ist die revolutionäre Position im Grunde 
preisgegeben, an ihre Stelle der Kompromiss mit den alten Gewalten getreten. Als die „Radikale“ dies 
erkennen, verlassen unter der Führung Heckers 40 Mitglieder die Versammlung. 
Hecker beginnt mit Freiwilligenscharen in Baden den Aufstand zur Verwirklichung der sozialen Republik. Er 
wird von einer Gruppe deutscher Emigranten aus der Schweiz und Frankreich unterstützt, überschätzt aber die 
Werbekraft der republikanischen Idee. Nach wenigen Tagen unterliegen er und seine Anhänger den regulären 
badischen und hessischen Truppen. Hecker flieht in die Schweiz und emigriert später in die USA. 
Das Vorparlament hat Grundsätze zur Wahl und zur künftigen deutschen Verfassung beraten und einen 
Fünfzigerausschuss  für die Wahlvorbereitung eingesetzt. Dieser revolutionäre Ausschuss arbeitet mit dem 
alten Bundestag und den Regierungen der Einzelstaaten zusammen, sie sich beeilen, die Wahl zu legitimieren 
und Wahlgesetze zu erlassen. Alle „Selbstständigen“ sollen das Wahlrecht besitzen, was die Einzelstaaten sehr 
unterschiedlich interpretieren. Teilweise werden Arbeiter und Dienstboten von der Wahl ausgeschlossen. Eine 
direkte Wahl gestatten nur sechs Staaten, während in allen anderen indirekt über Wahlmänner gewählt wird.  
Vergeblich fordern in Berlin die Mitglieder des Politischen Clubs auf einer Wahlversammlung „In den Zelten“ 
für Preußen das direkte Wahlrecht. Politische Parteien existieren noch nicht. Die örtlichen Kandidaten werden 
von den überall entstehenden politischen Klubs oder von schnell organisierten Wahlkomitees aufgestellt. 
Gewählt werden fast überall bürgerliche Liberale. 
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DIE NATIONALVERSAMMLUNG 
Am 18. Mai tritt die Nationalversammlung in der Paulskirche zusammen. Der Enthusiasmus und die 
Erwartungen sind groß. In der ersten Ansprache nach seiner Wahl zum Präsidenten der Nationalversammlung 
beruft sich Heinrich von Gagern auf die „Souveränität der Nation“ und ihr Recht, sich eine Verfassung zu geben. 
Gleichzeitig betont er aber die Notwendigkeit der Mitwirkung der Regierungen. 
Einschließlich der Stellvertreter werden in der Paulskirche 831Abgeordnete gewählt, von denen zu Beginn 
330, später durchschnittlich 400-500 anwesend sind. Die Mehrheit der Parlamentarier entstammt dem 
liberalen Bildungsbürgertum. Beamte und Akademiker – darunter vor allem Juristen- bestimmen das Bild. 
Handel und Gewerbe sind nur durch wenige Abgeordnete vertreten, das gleiche gilt für den Adel und das 
Kleinbürgertum. Ohne direkte Vertretung in der Nationalversammlung bleiben Bauern und Arbeiter. 
Aufbauend auf den Erfahrungen in den Süddeutschen Landtagen bilden sich auch in der Frankfurter 
Nationalversammlung bald festere politische Gruppierungen, die auch die parlamentarische Arbeit 
wirkungsvoll zu organisieren versuchen. Die meisten Abgeordneten gehören solchen Fraktionen an, die sich 
regelmäßig in Frankfurter Gasthäusern treffen und nach diesem benennen. Die Fraktionen wählen Vorstände, 
legen Mitgliederlisten an und beschließen Programme. Sie übernehmen bald die Vorberatungen für das 
Plenum und werden von manchen schon „Parteien“ genannt. 
Am schnellste organisiert sich die in der Mehrheit befindliche demokratische Linke. Unter der Führung 
Robert Blums sammelt sie sich im „Deutschen Hof“, schon bald aber spalten sich die entschiedenen 
Republikaner als Fraktion „Donnersberg“ ab und bilden damit die äußerste Linke im Parlament. Ungeachtet der 
politischen Gegensätze schließt sich der größte Teil der Linken im Februar 1849, als sich die kleindeutsch-
preußische Lösung abzeichnet, in der nationalen Frage mit dem „Pariser Hof“ der Rechten zur großdeutschen 
Koalition zusammen. 
Die Rechte der Paulskirche ist eine liberal-konservative Gruppe, die sich – zuerst katholisch und 
österreichisch orientiert- im „Steinernen Haus“, dann unter der Leitung der preußischen Freiherrn von Vincke 
im „Café Milani“ organisiert. Im Gegensatz zur Linken will diese Gruppe die Aufgabe der Nationalversammlung 
auf die Ausarbeitung der Verfassung beschränken und die Konstitution  auf eine Vereinbarung mit den Fürsten 
stützen. 
Der größte Teil der Abgeordneten rechnet sich der liberale Mitte zu, die ihrerseits in zwei Flügel  zerfällt: den 
„Württemberger Hof“ (linkes Zentrum) und die „Casinopartei“ (rechtes Zentrum). Der „Württemberger Hof“ 
lehnt wie die Linke die Vereinbarung mit dem Fürsten ab. Die zahlenmäßig und intellektuell stärkste Gruppe ist 
die „Casinopartei“, die weitgehend das Geschehen im Parlament bestimmt und mit Heinrich von Gagern auch 
den Präsidenten stellt. Zum „Casino“ gehören viele der Professoren, wie der Historiker Dahlmann, Droysen, 
Waitz und Giesebrecht. Die meisten Mitglieder der Fraktion erstreben eine konstitutionelle Monarchie mit 
beschränktem Wahlrecht und treten später für die kleindeutsche Lösung ein. 
DIE ANFÄNGE DER PARTEIEN 
Die Revolution von 1848/49 wird, trotz mancher Vorläufer vor allem im Westen und Süden Deutschlands, zur 
eigentlichen Geburtsstunde der politischen Parteien im modernen Sinne. Mit der Aufhebung der Zensur und 
der Freigabe der Vereins- und Versammlungsrechts entfaltet sich schon in den Märztagen eine breite politische 
Öffentlichkeit. In vielen Städten verfestigen sich die politisch-sozialen Richtungen organisatorisch so weit, dass 
fünf parteiartige Gruppierungen unterschieden werden können: die Liberalen und die Demokraten, die 
Konservativen, der politische Katholizismus und die frühe Arbeiterbewegung. Daneben beginnen sich in 
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zunehmendem Maße die verschiedensten Arten von Interessen zu artikulieren und zum Teil auch in Vereinen 
und Verbänden zusammenzuschließen. Die politische Selbstorganisation der deutschen Gesellschaft erreicht 
damit eine ganz neue Stufe. 
Die parlamentarisch stärkste Kraft ist die bürgerlich-liberale Mitte. Sie will, bei weitgehender Liberalisierung 
von Wirtschaft und Gesellschaft, die politische Demokratisierung eher schrittweise vollziehen. Die Monarchie 
wird als Garant der bürgerlichen Ordnung gegen sozialrevolutionäre Gefahren gesehen. In der 
außerparlamentarischen Organisation bleiben die Liberalen deutlich hinter den Demokraten zurück; zumeist 
erst als Antwort auf deren Aktivitäten entsteht auch ein liberales Vereinswesen. 
Als erste politische Richtung bauen die bürgerlichen Demokraten eine eigene parteiähnliche Organisation 
auf, ein regional weit gestreutes Netz von Vereinen bis hin zu nationalen Kongressen und Zentralvereinen. 
Ausgehend von dem Prinzip der Volkssouveränität befürworten die Demokraten zumeist eine republikanische 
Ordnung. Dahinter steht das Konzept der sozialen Reform und einer offenen Staatsbürgergesellschaft, in die 
von vorneherein auch die unteren Schichten einbezogen sein sollen. 
Nach anfänglichem Zögern und einer eher defensiven Haltung nutzen auch die Konservativen, 
gegenrevolutionären Kräfte, vor allem in Preußen, die neuen Formen der politischen Organisation und 
Öffentlichkeit. Als ihr Organ erscheint in Berlin die „Neue Preußische Zeitung“, die sog. „Kreuz-Zeitung“. 
Zugleich organisieren die Junker die Verteidigung des monarchischen Systems in patriotischen Vereinen, aber 
auch ihrer ökonomischen Interessen und Privilegien in entsprechenden Verbänden. Schon bald überzieht ein 
Netz solcher Vereine weite Teile des östlichen Preußens. 
Im Kampf für die Freiheitsrechte der Kirche bildet sich seit dem Frühjahr 1848 eine große katholische 
Bewegung. Eine Fülle von Zeitungen, Versammlungen und Petitionen, die „Piusvereine für religiöse Freiheit“, 
schließlich der erste deutsche Katholikentag im Oktober 1848 in Mainz sind die Instrumente einer politischen 
Bewegung, die in den Parlamenten kaum vertreten ist. Die politische Spannweite des Katholizismus reicht von 
einzelnen Befürwortern einer christlichen Demokratie, die sich in vielem der Märzrevolution verbunden fühlen, 
bis hin zu der Mehrheit der ultramontanen, streng konservativen Kräfte. 
Noch ganz in den Anfängen steckt 1848/49 die selbstständige politische Organisierung der Arbeiterschaft. 
Oft sind die Arbeitervereine noch nicht eindeutig von der demokratischen Bewegung geschieden. Auch die 
soziale Differenzierung in Handwerkgesellen, frühes Proletariat und besitzlose Unterschichten steht vielfach 
noch einer einheitlichen Organisation entgegen. Neben sozialkonservativen und sozialreformerischen Ansätzen 
melden sich mit dem „Bund der Kommunisten“ um Marx und Engels auch sozialrevolutionäre Kräfte 
nachdrücklich zu Wort. 
Auch die Organisation aller Arten von wirtschaftlichen und sozialen Interessen kommt im Revolutionsjahr 
mächtig voran. Kaum eine gesellschaftliche Gruppe verzichtet darauf, ihren Wünschen mit zahlreichen 
Adressen und Petitionen, mit Versammlungen und Vereinsbildungen der Öffentlichkeit und insbesondere der 
Nationalversammlung gegenüber Ausdruck zu verleihen. Eine große Massenbasis und breite Resonanz 
erreichen vor allem der deutsche Handwerker- und Gewerbekongress und die mit diesem teilweise 
verbundene Schutzzollbewegung. ● 
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